
Die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 Zusatzprotokoll steht der länderübergreifenden Verteilung eines
türkischen Staatsangehörigen nach § 15a AufenthG nicht entgegen, wenn diese Person ohne Visum
und bereits mit der Absicht eingereist ist, im Bundesgebiet eine selbstständige Erwerbstätigkeit
aufzunehmen.

(Amtlicher Leitsatz)

4 Bs 121/11

Hamburgisches Oberverwaltungsgericht

Beschluss vom 22.08.2011

T e n o r

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Hamburg vom 16.
Juni 2011 wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens nach einem Streitwert von 2.500,00
Euro.

G r ü n d e

I.

Der Antragsteller begehrt einstweiligen Rechtsschutz gegen die von der Antragsgegnerin auf § 15a

AufenthG gestützte Anordnung, sich unverzüglich zu der Aufnahmeeinrichtung des Landes Nieder-

sachsen (Braunschweig) zu begeben.

Er ist 26 Jahre alt und türkischer Staatsangehöriger. Im Jahr 2001 wurde er auf einer Baustelle in

Schwerin aufgegriffen und stellte danach einen Asylantrag. Nach Ablehnung dieses Antrags als offen-

sichtlich unbegründet und Einstellung des Klageverfahrens wegen Nichtbetreibens wurde der (unter-

getauchte) Antragsteller 2002 zur Fahndung ausgeschrieben. Über einen Hamburger Rechtsanwalt

erkundigte er sich 2009 über die Möglichkeit zur Einreise. Die Antragsgegnerin teilte ihm mit, er

könne aus der Fahndungsliste gestrichen werden, sofern er bei der deutschen Botschaft in Ankara vor-

spreche und seine Ausreise nachweise. Eine Einreisesperre für das Bundesgebiet bestünde in diesem

Fall nicht mehr. Hierzu kam es nicht. Der Antragsteller reiste stattdessen nach eigenen Angaben im

Februar 2010 ohne Visum ein. Am 14. April dieses Jahres wurde der Antragsteller festgenommen und

bis zum 11. Mai 2011 wegen des Verdachts der unerlaubten Einreise und des unerlaubten Aufenthalts

in Untersuchungshaft genommen. Am 13. Mai 2011 stellte er über seinen Prozessbevollmächtigten

einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis (Zweck: “geschäftlich“). Er gab an, sich in

Deutschland selbstständig wirtschaftlich betätigen zu wollen. Die Antragsgegnerin hörte den Antrag-

steller am 24. Mai 2011 an. Er erklärte dabei unter anderem, sich selbstständig machen und in

Hamburg einen Im- und Exporthandel gründen zu wollen. Mit Bescheid vom 24. Mai 2011 wies die
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Antragsgegnerin den Antragsteller im Rahmen der länderübergreifenden Verteilung dem Land Nieder-

sachsen zu. Sie ordnete weiter an, dass der Antragsteller sich unverzüglich zu der Aufnahmeeinrich-

tung in Braunschweig zu begeben habe. Für den Fall, dass er der Anordnung nicht am selben Tag

Folge leiste, werde ihm die zwangsweise Verlegung in die genannte Einrichtung angedroht. In der

Begründung der Verfügung heißt es unter anderem, die von dem Bundesminister des Inneren

bestimmte zentrale Verteilungsstelle habe festgestellt, dass er im Land Niedersachen seinen Wohnsitz

zu nehmen habe. Dagegen hat der Antragsteller am 27. Mai 2011 Klage erhoben (15 K 1189/11) und

zugleich beantragt, die aufschiebende Wirkung der Klage anzuordnen.

Diesen Antrag hat das Verwaltungsgericht mit dem angefochtenen Beschluss abgelehnt und zur

Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Die Anordnung, dass sich der Antragsteller nach Braun-

schweig zu begeben habe, werde im Hauptsacheverfahren voraussichtlich Bestand haben. Die hierfür

nach § 15a Abs. 1 und 4 Satz 1 Halbsatz 1 AufenthG notwendigen Voraussetzungen seien gegeben.

Der Antragsteller sei insbesondere unerlaubt eingereist. Hierfür sei nicht erheblich, ob ihm auf seinen

noch nicht beschiedenen Antrag eine Aufenthaltserlaubnis oder zumindest eine Duldung zu erteilen

sein sollte oder ob sein Aufenthalt derzeit aus irgendwelchen Gründen als erlaubt gelten könnte. Die

Einreise des Antragstellers im Februar 2010 sei nach § 14 Abs. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 und 5 AufenthG

unerlaubt gewesen, da er weder den erforderlichen Aufenthaltstitel (Visum) besessen noch zum Zeit-

punkt der Einreise über ein bereits bestehendes, früher in Deutschland erworbenes Aufenthaltsrecht

verfügt habe. Ein Recht zur visumfreien Einreise habe der Antragsteller auch nicht aus assoziations-

rechtlichen Stillhalteklauseln ableiten können. Auf Art. 13 ARB 1/80 könne er sich nicht berufen, weil

er weder Arbeitnehmer sei noch diesen Status anstrebe und weil auch ein hierfür notwendiger

ordnungsgemäßer Aufenthalt im Bundesgebiet fehle. Auch die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des

Zusatzprotokolls bewirke nicht die Rechtmäßigkeit der Einreise. Nach der Rechtsprechung des

Gerichtshofs der Europäischen Union (Gerichtshof) unterliege die erstmalige Einreise eines türkischen

Staatsangehörigen in einen Mitgliedstaat grundsätzlich dem Recht dieses Staates. Art. 41 Abs. 1 des

Zusatzprotokolls sei keine materiell-rechtliche Vorschrift, die das die Einreise regelnde Recht des

Mitgliedstaats unanwendbar mache, sondern lege als verfahrensrechtliche Vorschrift (nur) fest, nach

welchen Bestimmungen der Regelung eines Mitgliedstaats die Situation eines türkischen Staats-

angehörigen zu beurteilen sei, der in diesem Staat von der Niederlassungsfreiheit Gebrauch machen

wolle. Die Stillhalteklausel, die insoweit bereits die erstmalige Einreise erfasse, verbiete den Mitglied-

staaten durch eine Verschärfung der zum Zeitpunkt des Inkrafttreten des Zusatzprotokolls in Deutsch-

land bestehenden Bedingungen neue Hindernisse für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit

einzuführen. Insoweit könne sich der Antragsteller auf den Rechtszustand vor dem 1. Januar 1973

berufen, sofern sich die nationalen Bedingungen für seine Einreise seither verschlechtert hätten und er

insbesondere durch die danach (1980) eingeführte allgemeine Visumpflicht für türkische Staats-

angehörige benachteiligt wäre. Davon sei nicht auszugehen. Denn auch nach den Regelungen des

seinerzeit geltenden Ausländergesetzes (AuslG 1965) und der dazu erlassenen Durchführungsverord-
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nung hätte der Antragsteller, soweit er wie angegeben im Bundesgebiet einer Erwerbstätigkeit hätte

nachgehen wollen, die Aufenthaltserlaubnis vor der Einreise in Form des Sichtvermerks einholen

müssen. Dass er einen anderen, etwa touristischen Aufenthaltszweck habe verfolgen und erst später

eine Erwerbsabsicht gefasst habe, mache der Antragsteller selbst nicht geltend. Die Verteilung

unerlaubt eingereister Ausländer auf die Länder nach § 15a AufenthG verstoße auch nicht als solche

gegen die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls. Zwar bestehe diese Regelung erst

seit 2005 und seien davon auch türkische Staatsangehörige erfasst, die im Bundesgebiet selbstständig

tätig sein wollten; die mit der Verteilung verbundene Einschränkung der Freizügigkeit stelle insoweit

auch eine Verschlechterung dar. Die Wirkung der Stillhalteklausel finde aber auf türkische Staats-

angehörige keine Anwendung, die wie der Antragsteller auch bei Berücksichtigung assoziationsrecht-

licher Privilegien unerlaubt eingereist seien. Zwar verwehre es die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1

des Zusatzprotokolls einem Mitgliedstaat, neue Maßnahmen zu erlassen, die zum Zweck oder zur

Folge hätten, dass die Niederlassung und damit verbunden der Aufenthalt eines türkischen Staats-

angehörigen in diesem Mitgliedstaat strengeren Bedingungen als denjenigen unterworfen werde, die

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Zusatzprotokolls in dem betreffenden Mitgliedstaat galten. Da

es nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs jedoch trotz des Assoziationsabkommens mit der Türkei

weiterhin Sache des Mitgliedstaats sei, über die erstmalige Einreise eines türkischen Staatsangehöri-

gen nach eigenem Recht zu entscheiden, bleibe es auch Sache des Mitgliedstaats zu regeln, wie mit

einem unerlaubt eingereisten ausreisepflichtigen Ausländer bis zu dessen Ausreise zu verfahren sei.

Nationales Recht könne daher auch bestimmen, in welchem Landesteil sich der türkische Staats-

angehörige, der sich über die nationalen Einreisebestimmungen hinweggesetzt und noch keine

Ansprüche auf ein Aufenthaltsrecht erworben habe, aufhalten müsse. Hier komme hinzu, dass die

illegale Einreise des Antragstellers nicht durch eine Notsituation, etwa Flucht vor politischer Verfol-

gung oder vor Bürgerkrieg, geprägt gewesen sei, sondern offenkundig ohne rechtfertigenden Grund

und damit missbräuchlich erfolgt sei. Schon deswegen könne er sich nicht auf den Schutz des

Assoziationsrechts berufen. Schließlich verstoße die Anwendung des § 15a AufenthG auch nicht

gegen das allgemeine Diskriminierungsverbot des Art. 9 des Assoziierungsabkommens EWG/Türkei.

Auf dieses Verbot könnten sich türkische Staatsangehörige, für die nach illegaler Einreise und illega-

lem Aufenthalt eine Niederlassung im Bundesgebiet nicht in Betracht komme, nicht berufen.

II.

Die dagegen erhobene Beschwerde bleibt ohne Erfolg.

Aus den von dem Antragsteller dargelegten Gründen, die das Beschwerdegericht nur zu prüfen hat (§

146 Abs. 4 Satz 3 und 6 VwGO), ist die angefochtene Entscheidung weder zu ändern noch aufzu-

heben.
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Der Antragsteller trägt zunächst vor, er berufe sich hinsichtlich seiner Rechtsposition auf die Still-

halteklausel aus dem Zusatzprotokoll zum Assoziationskommen EWG/Türkei und weiter auf die

Begründung seines Eilantrags. Das Verwaltungsgericht habe entgegen der überwiegenden Literatur-

meinung die Einführung der Visumpflicht für türkische Staatsangehörige als europarechtskonform

unterstellt. Dazu habe das OVG Berlin-Brandenburg aktuell ein Vorabentscheidungsersuchen an den

Gerichtshof gerichtet (Beschl. v. 13.4.2011, 12 B 46.09, juris). Das Verwaltungsgericht habe deshalb

nicht ohne weiteres eine unerlaubte Einreise des Antragstellers in das Bundesgebiet unterstellen

dürfen. Auch nach einem Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages vom 21. Juni

2011 zu den Anwendungsbereichen und den Auswirkungen der einzelnen assoziationsrechtlichen

Stillhalteklauseln fielen darunter die Regelungen für die erstmalige Einreise türkischer Staats-

angehöriger in einen EU-Mitgliedstaat. Auch nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs würden von

Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls insbesondere alle Regelungen bezüglich einer Visumpflicht erfasst

und schütze diese Vorschrift vor allen verfahrensrechtlichen Verschärfungen.

Mit diesem Vortrag werden die tragenden Gründe der Entscheidung des Verwaltungsgerichts nicht in

Zweifel gezogen.

Das Verwaltungsgericht hat in seinem Beschluss insbesondere im Einzelnen ausgeführt, dass

Deutschland für türkische Staatsangehörige, die wie der Antragsteller im Bundesgebiet unter

Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit selbstständig erwerbstätig werden wollen, nicht erst nach

dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls (1.7.1973) die Verpflichtung begründet hat, hierfür vor der

Einreise ein Visum einzuholen, sondern dass diese Personen auch nach den Vorschriften des seinerzeit

geltenden Ausländergesetzes ( § 2 Abs. 1 und 3 AuslG 1965) und der dazu erlassenen Durchführungs-

verordnung vom 12. März 1969 (BGBl. I S. 206, § 5 Abs. 1 Nr. 1 DVAuslG) die Aufenthaltserlaubnis

vor der Einreise in Form des Sichtvermerks einholen mussten. Insoweit hat das Verwaltungsgericht im

Zusammenhang mit der Prüfung der Erfüllung der Einreisevorschriften durch den Antragsteller

ausdrücklich ausgeführt, die Stillhalteklausel erfasse nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs als

verfahrensrechtliche Vorschrift bereits die erstmalige Einreise und verbiete den Mitgliedstaaten durch

eine Verschärfung der zum Zeitpunkt des Inkrafttreten des Zusatzprotokolls bestehenden Bedingungen

neue Hindernisse für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit einzuführen. Dass dieser rechtliche

Ausgangspunkt des Verwaltungsgerichts im Zusammenhang mit Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls

nicht zutrifft bzw. dass das Verwaltungsgericht in Bezug auf angeführte nationale Regelungen zu

Unrecht eine Verschlechterung der Einreisebestimmungen für den hier zu beurteilenden Sachverhalt

verneint hat, macht die Beschwerde nicht geltend und ist im Übrigen auch nicht ersichtlich.

Dagegen betrifft das von dem Antragsteller für seine Rechtsposition in Anspruch genommene

Vorabentscheidungsersuchen des OVG Berlin-Brandenburg allein die Frage, ob die Abschaffung der

Visumfreiheit durch die 11. Verordnung zur Änderung der DVAuslG vom 1. Juli 1980 (BGBl. I S.
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1743) für türkische Staatsangehörige, die anlässlich eines Verwandtschaftsbesuchs von ihrer passiven

Dienstleistungsfreiheit Gebrauch machen wollen, gegen die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des

Zusatzprotokolls verstößt (vgl. Beschl. v. 13.4.2011, a.a.O., juris Rn. 2, 3). Eine solche Fallgestaltung

liegt hier nicht vor. Der Antragsteller ist nach den Feststellungen des Verwaltungsgerichts, die die

Beschwerde nicht in Frage stellt, nicht lediglich als Tourist oder Besucher, sondern bereits mit der

Absicht in das Bundesgebiet eingereist, hier eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen.

Der Antragsteller macht weiter geltend, wegen des aus Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls folgenden

verfahrensrechtlichen Verschlechterungsverbots habe die Klage gegen die Verteilungsanordnung nach

§ 15a AufenthG „per se aufschiebende Wirkung“, da die Rechtsbehelfe nach dem Ausländergesetz

1965 dies vorgesehen hätten. Die eingeschränkte Anfechtbarkeit sei erst nach dem Inkrafttreten der

Stillhalteklausel eingeführt worden. Mit diesem Vorbringen wird die Richtigkeit der Entscheidung des

Verwaltungsgerichts ebenfalls nicht in Zweifel gezogen. Zum einen konnte Rechtsbehelfen gegen

Verteilungsentscheidungen gegenüber Ausländern nach der Rechtslage vor dem 1. Juli 1973 keine

aufschiebende Wirkung zukommen – und insoweit eine Verschlechterung im Sinne von Art. 41 Abs. 1

des Zusatzprotokolls nicht eintreten -, weil es zu diesem Zeitpunkt (mangels einer mit § 15a AufenthG

vergleichbaren Regelung) keine Verteilung unerlaubt eingereister Ausländer auf die Länder gegeben

hat. Das Beschwerdevorbringen dürfte insoweit der Sache nach dahin zu verstehen sein, dass der

Antragsteller geltend machen will, nach dem Ausländergesetz 1965 hätten Widerspruch und Klage

gegen Maßnahmen der Ausländerbehörde - mit Ausnahme der Ablehnung der Erteilung oder

Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis (§ 21 Abs. 3 Satz 2 AuslG 1965) - und insbesondere gegen

räumliche Beschränkungen nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Abs. 3 AuslG 1965 aufschiebende Wirkung gehabt,

und der Wegfall dieser (Rechtsbehelfs-)Wirkung sei eine assoziationsrechtlich unzulässige Ver-

schlechterung. Streitgegenstand des anhängigen Verfahrens ist jedoch nicht die sich unmittelbar aus §

61 Abs. 1 Satz 1 AufenthG ergebende räumliche Beschränkung vollziehbar ausreisepflichtiger

Ausländer, die den Antragsteller nach unerlaubter Einreise in das Bundesgebiet unmittelbar betrifft,

sondern (nur) die von der Antragsgegnerin verfügte Zuweisungsanordnung nach § 15a Abs. 4 Satz 1

Halbsatz 1 AufenthG. Daher hätte es entsprechend § 146 Abs. 4 Satz 3 VwGO weiterer Darlegungen

in der Beschwerde bedurft, inwieweit wegen des Zusammenhangs zwischen der sich bereits unmittel-

bar aus dem Aufenthaltsgesetz ergebenden räumlichen Beschränkung des Aufenthalts und einer

Zuweisungsentscheidung für ein bestimmtes Land ein Verstoß gegen die Stillhalteklausel in Art. 41

Abs. 1 des Zusatzprotokolls in Betracht kommt.

Der Hinweis des Antragstellers auf die grundsätzlich aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen

nach dem Ausländergesetz 1965 stellt die Entscheidung des Verwaltungsgerichts unabhängig von den

genannten Erwägungen aber auch deshalb nicht in Frage, weil die Beschwerde die auch insoweit

tragende Begründung des Verwaltungsgerichts nicht erschüttert, der zufolge die Verteilung unerlaubt

eingereister türkischer Staatsangehörige nach § 15a AufenthG auch als solche unter den Bedingungen
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des vorliegenden Sachverhalts nicht gegen die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls

verstößt. Das Verwaltungsgericht ist dabei zunächst zutreffend davon ausgegangen, dass die seit 2005

geltende Regelung des § 15a AufenthG auch türkische Staatsangehörige erfasst, die im Bundesgebiet

selbstständig tätig sein wollen und dass die mit der Verteilung und Zuweisung verbundene Einschrän-

kung eine Verschlechterung darstellt. Auf die Wirkungen der Stillhalteklausel (hier in Bezug auf das

Verbot einer möglichen Verschlechterung der Aufenthaltsbedingungen im Mitgliedstaat) könnten sich

aber diejenigen türkischen Staatsangehörigen nicht berufen, die - wie der Antragsteller - unerlaubt

eingereist seien und für die diese Feststellung auch bei Berücksichtigung ihres Aufenthaltszwecks und

einer daraus gegebenenfalls folgenden assoziationsrechtlicher Privilegierung zu treffen sei. Das

Verwaltungsgericht hat dazu unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs weiter

ausgeführt, die Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls verwehre es zwar einem Mit-

gliedstaat, neue Maßnahmen zu erlassen, die zum Zweck oder zur Folge hätten, dass die Nieder-

lassung und damit verbunden der Aufenthalt eines türkischen Staatsangehörigen in diesem Mitglied-

staat strengeren Bedingungen als denjenigen unterworfen werde, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens

dieses Zusatzprotokolls in dem betreffenden Mitgliedstaat gegolten hätten. Da es insoweit trotz des

Assoziationsabkommens mit der Türkei weiterhin Sache des Mitgliedstaats sei, über die erstmalige

Einreise eines türkischen Staatsangehörigen nach eigenem Recht zu entscheiden, bleibe es auch Sache

des Mitgliedstaats zu regeln, wie mit einem gleichwohl unerlaubt eingereisten ausreisepflichtigen

Ausländer bis zu dessen Ausreise zu verfahren sei. Nationales Recht könne daher auch bestimmen, in

welchem Landesteil sich der türkische Staatsangehörige, der sich über die nationalen Einreisebestim-

mungen hinweggesetzt und noch keine Ansprüche auf ein Aufenthaltsrecht erworben habe, aufhalten

müsse (Beschlussausfertigung S. 11, 12).

Die Beschwerde legt nicht dar, dass das Verwaltungsgericht mit diesen Ausführungen die Vorausset-

zungen verkannt haben könnte, die nach der einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Art.

41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls gegeben sein müssen, damit sich ein türkischer Staatsangehöriger auf

die Wirkungen der Stillhalteklausel berufen kann. Soweit der Antragsteller in diesem Zusammenhang

rügt, das Verwaltungsgericht habe zwar die Entscheidung des Gerichtshofs in der Rechtssache Tum

und Dari (Urt. v. 20.9.2007, Rs C-1/05, Slg. 2007 I-07415) zitiert, aber nicht zur Kenntnis genommen,

dass danach die Stillhalteklausel gerade nicht voraussetze, dass ein türkischer Staatsangehöriger ord-

nungsgemäß in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates eingereist sei oder sich dort rechtmäßig auf-

halte, greift diese Rüge nicht durch. Denn von diesem Grundsatz ist das Verwaltungsgericht bei seiner

Entscheidung ausdrücklich ausgegangen (unter wörtlicher Wiedergabe der entsprechenden Passage

des Urteils des Gerichtshofs in der Rechtsache Tum und Dari, a.a.O, dort Rn. 63, vgl. Beschluss-

ausfertigung S. 9); es hat im Anschluss daran jedoch - und auch insoweit in Übereinstimmung mit der

Rechtsprechung des Gerichtshofs – ausgeführt, Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls sei keine

materiell-rechtliche Vorschrift, die das die Einreise regelnde Recht des Mitgliedstaats unanwendbar

mache, sondern lege als verfahrensrechtlich Vorschrift (nur) fest, nach welchen Bestimmungen der
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Regelung eines Mitgliedstaats die Situation eines türkischen Staatsangehörigen zu beurteilen sei, der

in diesem Staat von der Niederlassungsfreiheit Gebrauch machen wolle. Die Stillhalteklausel, die

insoweit bereits die erstmalige Einreise erfasse, verbiete den Mitgliedstaaten durch eine Verschärfung

der zum Zeitpunkt des Inkrafttreten des Zusatzprotokolls bestehenden Bedingungen neue Hindernisse

für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit einzuführen (vgl. insoweit jetzt auch Gerichtshof, Urt. v.

21.7.2011, Rs C-186/10, Oguz, Slg. 2011, juris, Rn. 22). Die Beschwerde legt jedoch nicht dar, dass

und aus welchen Gründen das Verwaltungsgericht im vorliegenden Fall hätte feststellen müssen, dass

die verfahrensrechtlichen und/oder materiell-rechtlichen Bedingungen für die Einreise türkischer

Staatsangehöriger zum Zweck der Ausübung einer selbstständigen Erwerbstätigkeit – hier insbeson-

dere mit Blick auf die Notwendigkeit der Einholung der Aufenthaltserlaubnis in der Form des

Sichtvermerks vor der Einreise - vor dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls günstiger waren und dass

das Verwaltungsgericht deshalb bei deren Anwendung die Einreise des Antragstellers als erlaubt hätte

ansehen müssen.

Die Beschwerde rügt in diesem Zusammenhang noch, das Verwaltungsgericht habe bei seiner

Prüfung, ob ein Einreiserecht bestanden habe, zu Unrecht auf die in § 3 AuslG 1965 geregelte Aus-

weispflicht und darauf verwiesen, dass der Antragsteller nicht im Besitz eines Passes gewesen sei. Die

Erfüllung dieser Pflicht sei seinerzeit keine materiell-rechtliche Voraussetzung für eine Aufenthalts-

gewährung gewesen und erst durch § 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG begründet worden. Auch mit diesem

Vorbringen kann der Antragsteller nicht durchdringen. Denn das Verwaltungsgericht hat seine Fest-

stellung, dass der Antragsteller auch unter Berücksichtigung einer gegebenenfalls bestehenden

assoziationsrechtlichen Privilegierung unerlaubt in das Bundesgebiet eingereist ist, wesentlich auf die

– diese Feststellung auch allein tragende – Begründung gestützt, dass der Antragsteller für seine

Einreise in das Bundesgebiet wegen der beabsichtigten Erwerbstätigkeit auch unter Geltung des Aus-

ländergesetzes 1965 und der Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz (in der vor dem Inkrafttreten

der Stillhalteklausel in Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls maßgeblichen Fassung) einer Aufenthalts-

erlaubnis in der Form des Sichtvermerks bedurft hätte. Gegen diese Feststellung bringt die

Beschwerde (wie bereits dargelegt) durchgreifende Gründe nicht vor.

Soweit die Beschwerde dem Verwaltungsgericht ferner vorhält, es habe nicht berücksichtigt, dass

einem Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis Fiktionswirkung nach § 21 Abs. 3 AuslG 1965

zugekommen sei und dass deshalb bei Berücksichtigung dieser Norm kein unrechtmäßiger Aufenthalt

vorliege, zieht auch dieser Einwand die Entscheidung des Verwaltungsgerichts nicht in Zweifel. Denn

eine Einbeziehung dieser (früheren) Regelung in § 21 Abs. 3 Satz 1 AuslG 1965, wonach der Aufent-

halt eines Ausländers, der nach der Einreise die Aufenthaltserlaubnis beantragt, bis zur Entscheidung

der Ausländerbehörde vorläufig als erlaubt galt, in einen sogenannten Günstigkeitsvergleich im

Rahmen des Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokoll zur Beurteilung der aufenthaltsrechtlichen Situation

eines türkischen Staatsangehörigen wäre nur dann geboten, wenn sich diese Person auf diese



8

Vorschrift berufen kann. Das hat das Verwaltungsgericht aber wegen der auch unter Berücksichtigung

assoziationsrechtlicher Privilegien unerlaubten Einreise des Antragstellers verneint und diese Rechts-

ansicht erschüttert die Beschwerde nicht.

Die Beschwerde hält dem Verwaltungsgericht schließlich noch vor, es habe die Rechtsprechung des

Gerichtshofs zum Rechtsmissbrauch verkannt. Der Antragsteller verweist insoweit auf die Entschei-

dungen des Gerichtshofs in den Rechtssachen Tum und Dari (Urt. v. 20.9.2007, Rs C-1/05, Slg. 2007

I-07415, juris) sowie Oguz (Urt. v. 21.7.2011, Rs C-186/10, Slg. 2011, juris), in denen dieses Gericht

dem Einwand des Rechtsmissbrauchs der britischen Regierung in Bezug auf die Berufung türkischer

Staatsangehöriger auf die Stillhalteklausel widersprochen habe. Auch mit diesem Vorbringen kann die

Beschwerde keinen Erfolg haben. Dabei kann dahinstehen, ob der allgemein gehaltene Vortrag dem

Darlegungserfordernis des § 146 Abs. 6 Satz 3 VwGO genügt, wonach sich die Beschwerde mit den

Gründen der angefochtenen Entscheidung des Verwaltungsgerichts (hier in Bezug auf dessen einzel-

fallbezogene Feststellung eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens des Antragstellers [vgl. dazu

Beschlussausfertigung S. 12, 13]) auseinander setzen muss. Ebenso kann offenbleiben, ob eine

Übertragung der Fallbeurteilung durch den Gerichtshof in den genannten Entscheidungen schon des-

halb nicht ohne weiteres naheliegt, weil der vorliegende Sachverhalt in Bezug auf die unerlaubte

Einreise des Antragstellers nicht unerhebliche Unterschiede zu den Sachverhalten in den Rechtssachen

Tum und Dari sowie Oguz aufweist (die Kläger dieser Verfahren waren im Vereinigten Königreich

Großbritannien und Irland vorläufig aufgenommen worden [Tum und Dari] bzw. mit einer Aufent-

haltserlaubnis für Studienzwecke eingereist [Oguz]). Diesen Fragen braucht nicht näher nachgegangen

zu werden, weil der Antragsteller sich nach der (mit der Beschwerde nicht erschütterten) Rechts-

ansicht des Verwaltungsgerichts auch unabhängig von einem gegebenenfalls durch Rechtsmissbrauch

erlangten Aufenthalt im Bundesgebiet nicht auf die Wirkungen der Stillhalteklausel nach Art. 41 Abs.

1 des Zusatzprotokolls berufen kann.

Dagegen lassen sich der Beschwerde weder ausdrücklich noch mittelbar Gründe entnehmen, mit

denen die Auffassung des Verwaltungsgerichts in dem angefochtenen Beschluss in Zweifel gezogen

wird, die Anwendung des § 15a AufenthG auf illegal eingereiste türkische Staatsangehörige verstoße

auch nicht gegen das allgemeine Diskriminierungsverbot des Art. 9 des Assoziierungsabkommens

EWG/Türkei.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2 VwGO. Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§

47 Abs. 1, 52 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG.


